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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 29 juin 1932 1

1079. W irtschaftsverhandlungen mit Deutschland. Abkommen

Volkswirtschaftsdepartement. M ündlich

In der Sitzung vom 27. Juni 1932 hat der Chef des Volkswirtschaftsdeparte- 
mentes den Bundesrat über die Verhandlungen mit D eutschland2, die an einem 
kritischen Punkte angelangt sind, wie folgt unterrichtet:

Der hier anwesende deutsche Delegierte Hagemann hat sich im Namen seiner 
Regierung bereit erklärt, für die nach der Schweiz ausreisenden Erholungsbedürf­
tigen auf das amtsärztliche Zeugnis zu verzichten und ihnen überdies neben den 
200 RM noch eine Zuteilung von 500 RM zu gewähren. Dieser Vorschlag ist be­
friedigend. Er wird aber an Bedingungen geknüpft, die die Schweiz nicht ohne 
weiteres annehmen kann.

In Ziffer 2 des Projektes eines Protokolls wird verlangt, dass die schweizeri­
sche Regierung für die Monate Juli, August, September aus Deutschland die Ein­
fuhr von Malz, Zucker und Kohle wertmässig in derselben Höhe zulassen soll, 
wie in den entsprechenden Monaten des Vorjahres. Diese Bestimmung geht zu 
weit und es ist zu hoffen, dass die deutsche Regierung sich damit begnügen 
würde, wenn wir den vierten Teil des Kontingents des Jahres 1931 zulassen, was 
wertmässig statt 29 Millionen ca. 20 Millionen ausmacht.

Noch bedenklicher ist, dass Deutschland handelspolitisch keine Konzessionen 
machen will, sondern uns in einer sehr platonischen Bestimmung auf künftige 
Verhandlungen verweist. Anderseits verlangt es aber, dass die Schweiz sich ver­
pflichtet, während der drei Monate keine neuen Kontingentierungen vorzuneh­
men. Dabei sind allerdings bereits gewisse Vorbehalte gemacht in Beziehung auf 
Kontingentierungen, die unmittelbar bevorstehen. Doch abgesehen hievon könn­
ten wir einer vorbehaltlosen Verpflichtung nicht zustimmen. Das mindeste, was 
notwendig wäre, bestünde darin, dass die Schweiz ihre Freiheit zurücknimmt, 
wenn Deutschland hinsichtlich seiner handelspolitischen Verhältnisse, worunter 
auch die Devisenzuteilung gehört, wesentliche Änderungen eintreten lässt. In die­
sem Falle müsste die Schweiz ihre Freiheit zurücknehmen.

Man hat auch an einen Abschluss eines kürzeren, nur zweimonatlichen 
Abkommens gedacht. Allein diese Kombination böte für die Schweiz Schwierig­
keiten, weil auf der einen Seite die Einfuhrkontingentsquote rasch erschöpft 
würde, auf der ändern Seite dann die Bestimmung von Ziffer 1, die Erhöhung der 
Devisenzuteilung an ausreisende Erholungsbedürftige, dahinfiele.

1. A bsents: M otta et Meyer.
2. Cf. i f  174.
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Es wird uns sehr schwer, ein A bkom m en ohne handelspolitische Konzessionen 
abzuschliessen, und wir werden zweifellos dafür viele Vorwürfe ernten. Trotzdem  
sollte m an womöglich das A bkom m en nicht scheitern lassen, da es für die Hotel­
lerie von grosser Bedeutung ist und da anderseits eine schlechte Saison, wenn wir 
nicht abschliessen, dem Bundesrate aufgekreidet würde.

Man wird also versuchen müssen, in weitern Verhandlungen die nötigen Vorbe­
halte und Sicherungen anzubringen. D abei hat das D epartem ent eher die Ten­
denz, wo möglich zu einem Abschluss zu gelangen. Sodann sollten aber unbe­
dingt grössere Zusicherungen gegeben werden, hinsichtlich der W iederaufnahme 
der handelspolitischen Besprechungen. W ir haben bis je tz t ferner versucht, ein 
K äsekontingent von 150 Wagen einzum arkten, und vorgeschlagen, dass der un­
gefähre Preis, d .h . c a .3 Millionen Franken, auf ein Sperrkonto in M ark in 
D eutschland gutgeschrieben und dann sukzessive freigegeben würde zur Zahlung 
eines bestimmten Auftrages der schweizerischen Bundesbahnen, der sich im 
wesentlichen auf Schienen bezieht und wertm ässig ungefähr 2,8 Millionen aus­
m acht. Dieser Punkt ist im Hinblick auf die Lage der Bundesbahnen sehr wichtig. 
D eutschland lehnt nicht unbedingt ab, erklärt aber, dass in diesem Abkommen 
diese Frage nicht geregelt werden könne. Schliesslich wird m an, wenn eine Rege­
lung absolut nicht erreichbar ist, auch die Käsefrage für später Vorbehalten m üs­
sen, wobei dann natürlich auch die Bundesbahnen die Schienen noch nicht bestel­
len, sondern diesen A uftrag zu unsern H änden reservieren.

Schliesslich tendiert der deutsche Vorschlag auf eine D auer von AVi M onaten. 
Man spricht allerdings bloss von 3 M onaten, allein das A bkom m en müsste am 
Ende dieser 3 M onate auf 1 Zi M onate gekündigt werden. Eine Bindung von mehr 
als 3 M onaten ist in keinem Falle angängig.

D er C hef des Volkswirtschaftsdepartem entes hat mit D irektor Stucki die Frage 
tags zuvor mit dem deutschen G esand ten3 besprochen; dieser wird sich für eine 
Regelung einsetzen, und es ist möglich, dass trotzdem  noch eine Lösung eintritt. 
D as D epartem ent bittet darum , seinen Auffassungen und seinem Vorgehen zuzu­
stimmen und ihm die nötigen Vollmachten zu geben. Es wird selbstverständlich 
das A bkom m en noch definitiv vorlegen.

In der Beratung sprachen sich die Mitglieder des Bundesrates für den 
Abschluss eines Abkom m ens auf der geschilderten G rundlage aus. Wenn es auch 
nicht als befriedigend betrachtet werden könne, so dürfe sich der Bundesrat doch 
durch Verweigerung des Abschlusses nicht dem Vorwurf aussetzen, er habe die 
Einreise deutscher Feriengäste in die Schweiz verhindert und dam it unser G ast­
wirtgewerbe geschädigt. Überdies scheine es auch nicht angezeigt, D eutschland 
in seiner gegenwärtigen Lage noch mehr Schwierigkeiten zu bereiten. Es wird da­
bei der Hoffnung A usdruck gegeben, dass es durch weitere Verhandlungen mit 
D eutschland doch noch gelinge, unsere A usfuhr dorthin zu erhöhen und nam ent­
lich auch zu einem K om pensationsgeschäft für K äse zu gelangen. Dabei sollten 
aber nicht die Bundesbahnen als G eschäftspartner auftreten, sondern das Volks-

3 . A . M ü l l e r .
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Wirtschaftsdepartement hätte die Schienenbestellung von den Bundesbahnen zu 
übernehmen und sie zur Förderung der Käseausfuhr in die Waagschale zu legen.

In der heutigen Sitzung teilt der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartementes 
mit, es bedürfe nunmehr nur noch der Zustimmung Deutschlands zu einem Punk­
te des Abkommens, und diese werde voraussichtlich im Laufe der nächsten Stun­
den eintreffen. Er beantragt daher, unter Vorbehalt dieser letzten Zustimmungs­
erklärung Deutschlands das Abkommen zu genehmigen und Herrn Direktor 
Stucki zu ermächtigen, das Abkommen zu unterzeichnen.

Der Rat erhebt diesen Antrag zum Beschluss4.

4. Cf. le texte de l ’accord, conclu effectivement le 29 juin, en annexe au présent document.

A N N E X E

E 7110 1/25

Protocole germano-suisse5 

Copie Bern, 29. Juni 1932

Zwischen den Vertretern der Deutschen und der Schweizerischen Regierung ist folgendes verein­
bart worden :

1. Die Deutsche Regierung wird jeder Person, die in Deutschland ihren ausschliesslichen Wohn­
sitz hat und die in den Monaten Juli, August, September 1932 zu Erholungszwecken nach der 
Schweiz reist, unter Verzicht auf das für solche Reisen sonst vorgeschriebene amtsärztliche Zeugnis 
die Genehmigung zur Verbringung von Reichsmark oder Devisen im Laufe eines Kalendermonats 
über die festgesetzte Freigrenze hinaus bis zu einem Betrag von 500 RM erteilen. Ferner wird Perso­
nen, die selbst oder deren Erziehungsberechtigte ihren ausschliesslichen Wohnsitz in Deutschland 
haben, zum Aufenthalt in schweizerischen Erziehungsinstituten für die Dauer des Abkommens eine 
entsprechende Genehmigung für jeden vollen Kalerndermonat über die festgesetzte Freigrenze hin­
aus bis zum Betrag von 300 RM erteilt werden.

2. Die Schweizerische Regierung wird in den Monaten Juli, August und September 1932 die Ein­
fuhr aus Deutschland von Malz (Zollposition Nr. 15), Zucker (Zollpositionen Nrn. 68b, 68c, 69 und 
70), Steinkohle (Zollposition Nr. 643a), Braunkohle (Zollposition Nr. 644), Koks (Zollposition 
Nr. 645), Briketts (Zollpositionen Nrn. 646a und 646b) wertmässig in derselben Höhe zulassen, wie 
sie nach den schweizerischen statistischen An Schreibungen einem Viertel der im Jahre 1931 aus 
Deutschland in die Schweiz eingeführten Warenmengen entspricht. Sollten die Einfuhren die vorge­
sehene Höhe nicht erreichen, so wird die Schweizerische Regierung die Abdeckung der Minderein­
fuhr sicherstellen.

3. Die Schweizerische Regierung erklärt, dass sie für die Dauer dieses Abkommens davon Ab­
stand nehmen will, die Einfuhr industrieller Waren aus Deutschland durch Kontingentierungsmass­
nahmen weiter zu erschweren.

Sollte der Bundesrat infolge unvorhergesehener Verhältnisse jedoch gezwungen werden, einzelne 
neue industrielle Produkte dem Kontingentierungsverfahren zu unterstellen, so wird die Einfuhr die­
ser Waren aus Deutschland im Ausmasse von 75% der letztjährigen Einfuhr zugelassen.

5. Signé par le Directeur de la Division du Commerce, Stucki et par le délégué allemand Hage- 
mann.
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Falls die Deutsche Regierung die wirtschaftlichen Beziehungen der beiden Länder durch weitere 
E inschränkung der Devisenzuteilung oder durch sonstige M assnahm en erschweren sollte, so kann 
die Schweiz von der Verpflichtung dieses Artikels zurücktreten.

4. Die Vertreter der beiden Regierungen werden am 7. Juli 1932 in Berlin in Verhandlungen über 
die Erleichterung und Sicherstellung des gegenseitigen W arenverkehrs eintreten.

5. Die vorstehende Vereinbarung tritt am  l.Ju li 1932 in K raft und gilt bis zum  3 0 .September 
1932.

179
E 2001 (C )4 /101

Le Chef du Département de Justice et Police, H. Häberlin, 
au Chef du Département politique, G. Motta

Copie
L  Bern, 2. Juli 1932

Mit Schreiben vom 10/13. Juni1 teilten Sie uns mit, dass der italienische Ge­
sandte Ihre Aufmerksamkeit auf die ungehörige Sprache der «Libéra Stampa» 
vom 7. Juni 1932 bei Anlass der Entdeckung des Attentats des Sbardellotto auf 
den Ministerpräsidenten Mussolini hingewiesen hat.
/ . . . / 2

Es ist zweifellos, dass die Beziehungen zwischen der Schweiz und Italien durch 
Hetzartikel, wie den genannten, und durch die scharfe Tonart der «Libéra Stampa», 
insbesondere durch die Aufforderung, den Faszisten die distintivi mit Gewalt zu 
entreissen, gefährdet werden. Wir haben Herrn Staatsratspräsident Cattori bei 
seinem Besuche vom 28. Juni hierauf aufmerksam gemacht und ihn ersucht, 
soweit es ihm möglich ist, auf eine Milderung der Sprache hinzuwirken. Sollte 
sich die Lage zuspitzen, so könnte die Regierung des Kantons Tessin durch den 
Bundesrat auf die Verhetzung aufmerksam gemacht und um Abhülfe ersucht wer­
den. Es würde nichts entgegenstehen, dass der Bundesrat die «Libéra Stampa» 
direkt verwarnt und darauf aufmerksam macht, dass er in die Lage kommen 
könnte, gestützt auf Art. 102, Z. 8 3 Massnahmen zu ergreifen. Andererseits sollte 
aber der italienische Gesandte ersucht werden, dahin zu wirken, dass die Faszi­
sten in der Abhaltung öffentlicher Feiern grössere Zurückhaltung beachten. Es 
wird sich auch Gelegenheit bieten, die Frage zu prüfen, ob nicht das Tragen der 
distintivi allgemein oder im Kanton Tessin verboten werden sollte.

Was insbesondere die von Ihnen vorgeschlagene Beschlagnahme einzelner 
Nummern der «Libéra Stampa» anbetrifft, so möchten wir darauf hinweisen,

1. Cf. n° 175.
2. Häberlin reprend les thèmes de la lettre de M otta du 10 ju in  1932 et passe en revue quelques 
affaires de presse touchant aux relations de la Suisse avec l ’étranger dont le Conseil fédéra l avait 
dû s ’occuper dans le passé (notamment l ’affaire Tonello, cf. D D S  vol.9, nos 118 et 179).
3. Cf. n° 175, n.4.
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